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Die Bewältigung der drängendsten politischen, rechtlichen und administrativen Folgen,
welche sich aus dem massiven Anstieg der Asylbewerberzahlen in 2015 ergeben, stand
auch im Bereich der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit während des Berichts-
zeitraums im Vordergrund. Namentlich der Schutz der Außengrenzen, der Fortbestand des
Konzepts der offenen Binnengrenzen sowie die Terrorismusprävention bildeten zentrale
Fragestellungen. Insoweit wurde die Arbeit an einer Vielzahl legislativer und administra-
tiver Maßnahmen zur Umsetzung der europäischen Sicherheits- und der Migrationsagenda
vorangetrieben.  Einzelne  Projekte  konnten  bereits  realisiert  werden.  Die  angestrebte
Neuordnung  der  polizei-  und  grenzpolizeilichen  Informationssysteme  sowie  die  Ein-
führung einer europäischen Agentur für den Grenzschutz und die Küstenwache stellten die
wohl bedeutendsten Entwicklungen diesbezüglich dar.

Polizeiliche Zusammenarbeit

Der Auf- und Ausbau europäischer Informationssysteme, der Schutz „weicher“ Ziele, die
Abwehr  von Cyberbedrohungen und der  Datenschutz  bei  strafrechtlichen Ermittlungen
stellten sich als wesentlich für  die  Verwirklichung der  angestrebten „Sicherheitsunion“
dar.1 Unter sogenannten „weichen“ Zielen werden zum Beispiel öffentliche Großveranstal-
tungen mit größeren, zivilen Menschenansammlungen verstanden, die besonders sensible
Angriffsflächen für terroristische Anschläge bieten. Zu deren Schutz verständigte man sich
auf EU-Ebene auf „weiche“ Ansätze, wie die Einrichtung eines ständigen Informationsaus-
tauschs der Mitgliedstaaten und die Etablierung lokaler Risikobewertungssysteme.2

Die zwischenstaatliche Zusammenarbeit der Polizeibehörden ist zwar rechtlich weithin
geregelt, weist aber Vollzugsdefizite auf. Dies gilt bereits für die Erkennung von Gefahren
und Gefährdern. Insbesondere um zu verhindern, dass sich Attentäter unter Verwendung
verschiedener Identitäten von den Sicherheitsbehörden unentdeckt über mitgliedstaatliche
Grenzen hinweg bewegen können, plant die Kommission, nationale und europäische Infor-
mationssysteme noch stärker als bislang miteinander zu vernetzen. Nach den Vorschlägen
einer Expertengruppe sollen mittelfristig die Datensätze des Europäischen Strafregisters
(ECRIS), der Europoldatenbank für verloren und gestohlen gemeldete Ausweisdokumente,
der Fingerabdruckdatenbank EURODAC, des Schengener Informationssystems (SIS), des
Visa-Informationssystems (VIS) sowie des noch in Planung befindlichen European Travel
Information and Authorisation System (ETIAS) und des europäischen Einreise-/Ausreise-
systems (EES)  zusammengeführt  und  zentral  in  einem „Common Identity Repository“

1 European Commission: A European Agenda On Security.  State of play: January 2017, abrufbar unter:
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-security/
fact-sheets/docs/20170125_a_european_agenda_on_security_state_of_play_janury_2017_en.pdf  (letzter
Zugriff: 8.5.2017).

2 Europäische Kommission: Auf dem Weg zu einer wirksamen und echten Sicherheitsunion – Vierter Fort -
schrittsbericht, KOM(2017) 41, S. 4 f.
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gespeichert werden.3 Ferner soll ein Suchportal für nationale Strafverfolgungs- und Grenz-
behörden eingerichtet werden, mit dem diese die genannten Datensätze gleichzeitig mittels
einer Anfrage durchsuchen können. Diese Vorhaben werfen zahlreiche datenschutz-, daten-
sicherheits-  und kompetenzrechtliche Fragen auf,  welche  im Gegensatz  zu technischen
beziehungsweise operativen Aspekten, die bereits  in Pilotprojekten untersucht werden,4

erkennbar im Hintergrund stehen. Doch geht die Kommission  davon aus, dass auf der
Grundlage der am 5. Mai 2016 in Kraft getretenen Richtlinie über den Datenschutz bei der
Polizei  und  Strafjustiz  entsprechende  Behörden  problemlos  personenbezogene  Daten
austauschen können und gleichzeitig Daten von Opfern, Zeugen und Verdächtigen ange-
messen geschützt werden.5 Gleichwohl wird die Richtlinie wegen ihres partiell als zu nied-
rig eingeschätzten Datenschutzniveaus kritisiert.6 Sie bedarf  auch noch der  legislativen
Umsetzung durch die Mitgliedstaaten. Insoweit veranschaulicht der Gesetzgebungsprozess
um  das  deutsche  Datenschutz-Anpassungs-  und  -Umsetzungsgesetz  EU,  dass  sich
aufgrund einiger unbestimmter Formulierungen und Ausnahmetatbestände der Richtlinie
auch künftig der Schutz von Betroffenenrechten in diesem Sektor innerhalb der Union
nicht  zwingend  einheitlich  und  grundrechtskonform gestalten  wird.7 Was  sich  hier  im
Speziellen für die Datenverarbeitung durch Polizei- und Justizbehörden abzeichnet, gilt
ebenfalls für die Datenverarbeitung im Allgemeinen. Hier statuiert die im Berichtszeitraum
in Kraft getretene Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) teilweise lediglich vage und
wenig innovative Vorgaben.8

In diesem Kontext wird auch der von der Kommission veröffentlichte Vorschlag einer
Verordnung über Privatsphäre und elektronische Kommunikation (e-Privacy-Verordnung),
welche die Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation 2002/58/EG ablösen
soll, relevant.9 Grundsätzlich gelten hiernach alle Daten der elektronischen Kommunika-
tion als vertraulich.10 Diese Vertraulichkeit darf aber zugunsten von Strafverfolgungs- und
Justizbehörden eingeschränkt werden, sofern eine solche Beschränkung den Wesensgehalt
der  Grundrechte  und  -freiheiten  achtet  und  in  einer  demokratischen  Gesellschaft  eine
notwendige, geeignete und verhältnismäßige Maßnahme darstellt, um ein oder mehrere der
in Artikel 23 Absatz 1 lit. a bis e der DS-GVO genannten allgemeinen öffentlichen Interes-
sen zu wahren.11 Doch gab es nicht allein neue Befugnisnormen, sondern auch präzisere

3 European Commission: High-level expert group on information systems and interoperability: Interim re-
port by the chair of the high-level expert group, December 2016, S. 2 ff.

4 Deutscher Bundestag: Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion die Linke, Pilot-
projekte  zur  Verknüpfung  europäischer  Datenbanken  und  Datenabgleichsfähigkeiten  bei  Europol,
Drucksache 18/8323.

5 Siehe KOM(2017) 41, S. 7 f.
6 Thilo Weichert: Die EU-Richtlinie für den Datenschutz bei Polizei und Justiz, 1.2.2016, S. 8, abrufbar

unter: http://www.netzwerk-datenschutzexpertise.de/sites/default/files/bewertung_2016_02_eudsri_polizei
.pdf (letzter Zugriff: 8.5.2017).

7 Kritisch zur Einschränkung von Betroffenenrechten siehe Robert Weinhold: RL zum Datenschutz für Poli -
zei und Justiz – Überblick und Umsetzung, in: Zeitschrift für Datenschutz-Aktuell 2017, 05451.

8 Jürgen  Kühling/Mario  Martini:  Die  Datenschutz-Grundverordnung:  Revolution  oder  Evolution  im
europäischen  und  deutschen  Datenschutzrecht,  in:  Europäische  Zeitschrift  für  Wirtschaftsrecht  2016,
S. 448 ff.

9 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über die Achtung des Privatlebens und den Schutz personenbezogener Daten in der elektronischen Kom-
munikation  und  zur  Aufhebung  der  Richtlinie  2002/58/EG  (Verordnung  über  Privatsphäre  und
elektronische Kommunikation), KOM(2017) 10 final.

10 Siehe KOM(2017) 10 final, Art. 5.
11 Siehe KOM(2017) 10, Art. 11.

292 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017

http://www.netzwerk-datenschutzexpertise.de/sites/default/files/bewertung_2016_02_eudsri_polizei
http://www.netzwerk-datenschutzexpertise.de/sites/default/files/bewertung_2016_02_eudsri_poliz


Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit

Befugnisgrenzen. Für Maßnahmen der Vorratsdatenspeicherung führte der Gerichtshof der
Europäischen Union (EuGH) am 21. Dezember 2016 aus, dass Art. 15 Abs. 1 der Richt-
linie für elektronische Kommunikation im Lichte der Unionsgrundrechte – vor allem der
Art. 7 (Achtung des Privat- und Familienlebens), Art. 8 (Schutz personenbezogener Daten)
und Art. 52 Abs. 1 (Tragweite und Auslegung der Rechte und Grundsätze der Charta) der
Charta  der  Grundrechte  der  Europäischen  Union  (GRCh)  –  auszulegen  sei  und  daher
nationale Regelungen ausschließe, die für Zwecke der Bekämpfung von Straftaten eine
allgemeine und unterschiedslose Vorratsspeicherung sämtlicher Verkehrs- und Standortda-
ten aller Teilnehmer und Nutzer elektronischer Kommunikationsmittel vorsehen. Insoweit
sei die Begrenzung entsprechender Maßnahmen auf schwere Straftaten sowie die Etablie-
rung vorheriger Kontrollen, etwa durch Gerichte, erforderlich.12 Angesichts der strengen
verfassungsrechtlichen Vorgaben, die im EuGH-Urteil begründet sind, erscheint ein erneu-
ter Vorstoß der Union zur Regelung der Vorratsdatenspeicherung unwahrscheinlich.13

Der Schutz des Netzes und seiner Nutzer vor kriminellen Übergriffen war ein weiterer
legislativer  Schwerpunkt.  Zur  Bewältigung  der  von  Cyberangriffen  und  -kriminalität
ausgehenden Gefahren wurde bereits 2013 die EU-Cybersicherheitsstrategie erarbeitet.14

Die parallel  dazu  entwickelte  Netz-  und  Informationssicherheits-Richtlinie  (NIS-Richt-
linie) trat am 8. August 2016 in Kraft.15 Mithilfe dieses Rechtsakts soll künftig ein gemein-
sames und hohes NIS-Niveau in der Union verwirklicht werden. Hierzu sieht die Richt-
linie  nationale  NIS-Strategien,  standardisierte  Sicherheitsanforderungen  und  Melde-
pflichten für die Betreiber bestimmter digitaler Dienste sowie die Etablierung eines institu-
tionellen  Rahmens  bestehend  aus  Kooperationsgruppen,  Computer-Notfallteams  sowie
Kontrollstellen vor.16 Bei den Arbeiten an dem genannten Rechtsakt lässt sich eine konzep-
tionelle Weiterentwicklung des überkommenen europäischen Regelungsansatzes hinsicht-
lich der IT-Sicherheit beobachten; neben die rechtliche Verpflichtung der Mitgliedstaaten
und der Diensteanbieter tritt zunehmend die Erarbeitung technischer Lösungen – „Security
by Design“ – und deren Förderung durch verschiedene europäische Initiativen.17

Außerdem  wurden  die  Richtlinien  über  Terrorismusbekämpfung,  Feuerwaffen,  zur
Änderung der vierten Geldwäscherichtlinie und die genannte PNR-Richtlinie als prioritär
für die Realisierung einer „Sicherheitsunion“ durch die Präsidenten des Parlaments, des
Rates  und  der  Kommission  eingestuft.18 Die  Richtlinie  über  Terrorismusbekämpfung

12 Europäischer Gerichtshof: Urteil der Großen Kammer vom 21. Dezember 2016 – Rechtssache C-203/15
u.a. – Tele2.

13 So auch Reinhard Priebe: Vorratsdatenspeicherung und kein Ende – Strenge Anforderungen des EuGH an
nationale Regelungen, in: Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht 2016, S. 136-139, hier S. 139.

14 Europäische Kommission/Hohe Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik:
Cybersicherheitsstrategie  der  Europäischen  Union  –  ein offener,  sicherer und  geschützter  Cyberraum,
JOIN(2013) 1.

15 Richtlinie (EU) 2016/1148 über Maßnahmen zur Gewährleistung eines hohen gemeinsamen Sicherheits-
niveaus von Netz- und Informationssystemen in der Union, in: Amtsblatt der EU L 194, 19. Juli 2016,
S. 1-30.

16 Zu der Richtlinie siehe Paul Voigt/Mareike Gehrmann: Die europäische NIS-Richtlinie – Neue Vorgaben
zur Netz- und IT-Sicherheit, in: Zeitschrift für Datenschutz 2016, S. 355-358.

17 European Commission: Strengthening Europe's Cyber Resilience System and Fostering a Competitive and
Innovative Cybersecurity Industry, COM(2016) 410, S. 11 f.; Vassilis Prevelakis: EU-Funded research to
create secure by-design architectures, in: Hi Peac Info 42, S. 11.

18 European Commission: Joint Declaration on the EU´s legislative priorities for 2017, 13 December 2016.
Zum Umsetzungsstadium der genannten Initiativen siehe Europäische Kommission: Auf dem Weg zu ei-
ner wirksamen und echten Sicherheitsunion – Fünfter Fortschrittsbericht, COM(2017) 203, S. 3 f.
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wurde am 15. März 2017 verabschiedet.19 Sie enthält Mindestvorschriften für die Defini-
tion von Straftatbeständen und die Festlegung von Sanktionen auf dem Gebiet terroris-
tischer Straftaten sowie Vorschriften über die Unterstützung von Terrorismusopfern. Sie
ermächtigt hinsichtlich öffentlicher Aufforderungen zur Begehung terroristischer Straftaten
zu Websperrungen und der  Entfernung von Webinhalten.20 Entsprechende Maßnahmen
müssen in transparenten Verfahren festgelegt werden, ausreichende Schutzvorkehrungen
enthalten und die Möglichkeit der Geltendmachung von Rechtsbehelfen vorsehen. Trotz
dieser Einschränkungen sieht sich der Rechtsakt dem Vorwurf der Zensur ausgesetzt.21

Das Gesetzgebungsverfahren zur gezielten Änderung der Vierten Geldwäscherichtlinie,
welche auch neuartigen Wegen der Terrorismusbekämpfung – etwa über virtuelle Währun-
gen und Umtausch-Plattformen – begegnen soll, schreitet voran.22 Gegenwärtig verzögern
jedoch ungeklärte datenschutzrechtliche Fragen seinen Abschluss.23

Transatlantischer Datenaustausch

Im Dezember 2016 ratifizierten das Europäische Parlament und der Rat das sogenannte
„Umbrella Agreement“, ein neues Abkommen über den Datenschutz bei Polizei und Justiz
zwischen der  Europäischen Union und den Vereinten Staaten von Amerika (USA).  Es
regelt die Bedingungen, unter denen Behörden für Strafverfolgungszwecke personenbezo-
gene  Daten  weitergeben  dürfen.  Die  Vertragsparteien  wollten  mit  dem  Rechtsakt  auf
Druck des Gerichtshofes der Europäischen Union (EuGH) primär die Position Betroffener
verbessern.24 Ihnen werden unter bestimmten Einschränkungen künftig Informationsrechte
in Bezug auf Daten, die sich auf sie beziehen und in den USA gespeichert sind, sowie sie
betreffende Datensicherheitsverstöße und außerdem Berichtigungsansprüche bei unkorrek-
ten Informationen und schließlich Rechtsmittel in den USA gewährt. Andere Rechtsfragen
bleiben offen, da zahlreiche Bestimmungen recht unbestimmt formuliert sind, Löschungs-
fristen fehlen und die Durchsetzung der Betroffenenrechte nicht durch hinreichend wirksa-
me Mechanismen – etwa unabhängige Kontrollinstanzen – gewährleistet wird.

Politik im Bereich der Außengrenzen

Ein knappes Jahr nach dem Kommissionsvorschlag zum Aufbau einer europäischen Agen-
tur für den Küsten- und Grenzschutz nahm diese im Oktober 2016 ihre Arbeit auf.25 Ihr
Mandat sowie ihre Befugnisse gehen über diejenigen der Europäischen Agentur für die
operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen (FRONTEX), aus der die neue Agentur

19 Richtlinie  (EU)  2017/541  zur  Terrorismusbekämpfung  und  zur  Ersetzung  des  Rahmenbeschlusses
2002/475/JI des Rates und zur Änderung des Beschlusses 2005/671/JI des Rates, in: Amtsblatt EU L 88,
31. März 2017, S. 6-21.

20 Siehe Art. 21 der Richtlinie (EU) 2017/541.
21 Joe McNamee: Next year, you’ll complain about the Terrorism Directive, abrufbar unter: https://edri.org/

enditorial-next-year-youll-complain-about-the-terrorism-directive/ (letzter Zugriff: 8.5.2017).
22 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur

Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke
der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung  und  zur  Änderung  der  Richtlinie  2009/101/EG,
COM(2016) 450.

23 Hierzu Europäischer Datenschutzbeauftragter: Zusammenfassung der Stellungnahme des Europäischen
Datenschutzbeauftragten zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 und der Richtlinie 2009/101/EG
Zugang zu Informationen über den wirtschaftlichen Eigentümer und Implikationen für den Datenschutz,
in: Amtsblatt der EU C 85, 18. März 2017, S. 3-5.

24 Zu dem für ungültig erklärten Safe-Harbor-Abkommen siehe Johannes Eichenhofer: e-Privacy im europä-
ischen Grundrechtsschutz: Das Schrems-Urteil des EuGH, in: Europarecht 2016, S. 76-89.

294 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017

https://edri.org/


Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit

hervorgeht,  hinaus.26 Insbesondere verfügt sie über eine schnell mobilisierbare Reserve
von circa 1.500 Grenzschützern, die sich unter anderem an Abschiebungen beteiligen und
auch die Grenzen von Drittstaaten – etwa nordafrikanischen – kontrollieren können sollen.
Theoretisch kann der neue Küsten- und Grenzschutz auch Maßnahmen gegen den Willen
eines betroffenen EU-Staates zur Sicherung der See-, Land- und Luftgrenzen durchsetzen.
Mit der Schaffung dieser supranationalen Behörde vollzieht sich folglich nicht lediglich
eine  Vergemeinschaftung  der  Rechtsetzungs-,  sondern  auch  der  Exekutivaufgaben
hinsichtlich des Schutzes der unionalen Grenzen. Die Gründung der Behörde gilt auf EU-
Ebene als wichtige Voraussetzung, um das Funktionieren des Schengenraums wiederherzu-
stellen. Ob absehbare Souveränitäts- und Grundrechtskonflikte ebenso schnell austariert
werden, wie es bei den operativen der Fall war, erscheint hingegen fraglich. 

Außerdem wurde der  Schengen-Grenzkodex im Hinblick  auf  eine  Verschärfung der
Kontrollen an den Außengrenzen geändert. Hiernach sind die EU-Staaten künftig grund-
sätzlich verpflichtet, alle Personen – und damit auch Unionsbürger – bei dem Überschrei-
ten der Außengrenzen systematisch zu kontrollieren, ihre Daten mit EURODAC abzuglei-
chen  und  sich  zu  vergewissern,  dass  diese  keine  Gefahr  für  die  öffentliche  Ordnung
beziehungsweise die innere Sicherheit  darstellen.27 Mithilfe  des derzeit  noch geplanten
ETIAS sollen in Zukunft außerdem Drittstaatsangehörige, die in den Schengenraum einrei-
sen oder von dort ausreisen möchten, bereits im Vorfeld registriert und überprüft werden.28

Der automatischen Kontrolle der Reisebewegungen von Drittstaatsangehörigen innerhalb
der Union soll das anvisierte EES dienen.29 Schließlich ist noch geplant, das Schengener
Informationssystem auszuweiten.30 Dieses soll etwa um ein Fingerabdrucksystem ergänzt
werden. Diskutiert wird darüber hinaus auch die Speicherung von DNA-Daten.31

Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen

Derzeit wird an der Neufassung der Verordnung über das Europäische Strafregisterinfor-
mationssystem (ECRIS) gearbeitet.32 In Zukunft soll ohne zwischenstaatliches Auskunfts-
ersuchen in Erfahrung gebracht werden können, ob Drittstaatsangehörige bereits in einem
anderen Mitgliedstaat verurteilt wurden. Insoweit prüft die Kommission technische Lösun-

25 Verordnung (EU) 2016/1624 vom 14. September 2016 über die Europäische Grenz- und Küstenwache
und zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/399 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 863/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verord-
nung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates und der Entscheidung des Rates 2005/267/EG, in: Amtsblatt der EU
L 251,16. September 2016, S. 1-75.

26 Siehe Ole Schröder/Lars Gerdes: Neue Europäische Grenz- und Küstenwache – Ein wichtiger Schritt für
mehr Sicherheit an den EU-Außengrenzen, in: Zeitschrift für Rechtspolitik 2016, S. 283-241.

27 Verordnung (EU) 2017/458 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung
(EU) 2016/399 hinsichtlich einer verstärkten Abfrage von einschlägigen Datenbanken an den Außengren-
zen, in: Amtsblatt EU L 74, 18. März 2017, S. 1-7.

28 European Commission: ETIAS – The European Travel Information and Authorisation System, abrufbar
unter:  https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-secu
rity/fact-sheets/docs/20161116/factsheet_-_etias_en.pdf (letzter Zugriff: 8.5.2017).

29 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung über ein Einreise-/Ausreisesystem (EES) zur Er-
fassung der Ein- und Ausreisedaten von Drittstaatsangehörigen an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten
der Europäischen Union, COM(2013) 95.

30 Europäische Kommission: Pressemitteilung. Sicherheitsunion: Kommission schlägt Stärkung des Schen-
gener Informationssystems zur wirksamen Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden
Kriminalität vor, 21. Dezember 2016, IP/16/4402.

31 Council of the European Union: Draft Roadmap to enhance information exchange and information mana-
gement including interoperability solutions in the Justice and Home Affairs area, Dok. 8437/1/16, S. 25.
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gen für  eine zentralisierte  Infrastruktur.  Um die Sicherung elektronischer  Beweismittel
durch Strafverfolgungsbehörden gerade in Cybercrimeverfahren zu erleichtern, namentlich
wenn  die  einschlägigen  Daten  auf  Servern  außerhalb  der  Union  liegen,  schlägt  die
Kommission vor, Behörden künftig zur Direktanfrage bei Firmen zu ermächtigen.33 Am 7.
Februar 2017 stellte der Rat fest, dass der Vorschlag für eine Verordnung über die Errich-
tung einer Europäischen Staatsanwaltschaft keine allgemeine Unterstützung durch die EU-
Staaten findet.34 Gegebenenfalls sollen die Ziele,  die durch den Erlass der  Verordnung
angestrebt wurden, künftig im Wege der verstärkten Zusammenarbeit realisiert werden.

Fazit

Die im 2015/2016 ergriffenen Maßnahmen veranschaulichen, dass sich die Qualität der
polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Europa verändert: Mehr Verantwortung
und Befugnisse für die Unionsebene und intensivere Zusammenarbeit zwischen den EU-
Staaten nach harmonisierten Regeln.  Interoperabilität  und Zentralisierung sind hier  die
maßgeblichen Ziele. Die Bedeutung von Kontrollinstanzen beziehungsweise Grundrechts-
sicherungsmechanismen  wird  hingegen  nicht  in  gleichem Maße  thematisiert.  Vielmehr
wird die Gewährleistung des Grundrechtsschutzes partiell  noch auf die Mitgliedstaaten
abgewälzt, etwa im Rahmen der Umsetzung von Richtlinienvorgaben, die diesen teilweise
weitgehende Umsetzungsspielräume gewährleisten. Gleichwohl veranschaulicht gegenwär-
tig die Umsetzung der Richtlinie über den Datenschutz bei der Polizei und Strafjustiz, dass
diese nicht stets genutzt werden. Dieses Vorgehen bedingt eine gewisse Asymmetrie.

Die  strengeren  –  insbesondere  informationellen  –  Kontrollen  an  den  Außengrenzen
werfen zunehmend intensiver die Frage nach deren Risikoadäquanz auf. Immer stärker
zeigt sich aber, dass die geltenden und zum Teil weitgehenden Regelungen in den Einzel-
staaten sehr unterschiedlich genutzt und keineswegs 1:1 in tatsächliche Zusammenarbeit
umgesetzt werden. Inwieweit zusätzliche Rechtsakte auf der operativen Ebene zu Verbes-
serungen führen, bleibt ungewiss. Mithin kann und darf weitere Rechtssetzung nicht den
einzigen Weg zu einer verbesserten Sicherheits- und Freiheitsgewährleistung bilden.
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